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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Mag. Guggenberger und Genossen vom 27. No­

vember 1987, Nr 1246/J-NR/87, "Ausbau der 

Arlberg-Strecke" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: 

Ja, die österreichischen Bundesbahnen haben im Rahmen des 

Konzeptes die "Neue Bahn" ein erstes Ausbauprogramm fUr die 

Jahre 1988 bis 1992.erstellt, das auch die Inangriffnahme des 

Ausbaues der Arlbergbahn vorsieht. 

Zu Frage· 2; 

Geplant ist der zweigleisige Ausbau der Streckenabschnitte 

Schnann - St. Anton am Arlberg und Braz - Bludenz, sowie im 

verbleibenden eingleisigen Streckenabschnitt die.Vergrtlßerung 

der Nutzlänge eines Kreuzungsbahnhofes auf der Arlberg-Ost­

rampe (voraussichtlich Pians oder Strengen) als GegenstUck 

zum bereits durchgefUhrten Ausbau des Bahnhofes Dalaas auf 

der Arlberg-Westrampe. 

Zu Frage 3: 

Der Baubeginn ist nach Abschluß des eisenbahnrechtlichen 

Verfahrens und nach Einigung mit dem Land und den beteiligten 

Gemeinden St. Anton am Arlberg und Pettneu frUhestens 19&9 

mtlglich. 
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Zu frage 4: 

Zwischen Pettneu und st. Anton ist der zweigleisige Ausbau 

des Streckenabschnittes mit entsprechenden Linienverbesse~un­

gen vorgesehen. Im Bereich der Gemeinde St. Anton werden 

derzeit verschiedene Tr~55envarianten untersucht. Auf die 

Schonung der Umwelt und auf die Interessen des Fremdenver-

kehrs soll dabei besonders Bedacht genommen werden. Aufgrund 

einer bisher mündlichen Vereinbarung sollen die Investitions­

mehrkosten - soweit sie über die Kosten des ursprünglichen 

Bahnprojekts hinausgehen - von den öBB,-vom Land und von der 

Gemeinde zu je einem Drittel getragen werden. 

Wien, am 25. Jänner 1988 
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